
Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Anzahl der tätigen Fachkräfte 

(Familienhebammen sowie Familien-, Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger*innen) 

innerhalb der Bundesinitiative Frühen Hilfen dem tatsächlichen Bedarf anzupassen. 

 

2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die den Fachkräften zur Verfügung stehenden 

Kapazitäten der Räumlichkeiten zu prüfen und ggf. dem tatsächlichen Bedarf 

anzupassen.  

 
 


